
Termin der erfolgten Prüfung! Das Prüfergeb-
nis sollte protokolliert werden. Eine generelle
Forderung dazu gibt es leider nicht – aber sorg-
fältiges Protokollieren bedeutet für die prüfen-
de Elektrofachkraft ein hohes Maß an juristi-
scher Sicherheit.

Messgeräte. Es gibt auf dem Mess- und Prüf-
gerätemarkt eine unübersehbare Flut von An-
geboten. Grundsätzlich können für Ex-Be-
triebsmittel die selben Prüfgeräte eingesetzt
werden, mit denen auch die anderen Betriebs-
mittel geprüft werden. Zu empfehlen ist ein
Messgerät, das den Ableitstrom nach der Dif-
ferenzmethode (und nicht nach der direkten
Methode im Schutzleiter – die ist nach den
Normen leider auch erlaubt) misst. Ob es ein
Prüfgerät mit Schnittstelle zu einem Rechner
sein sollte, hängt vom Umfang der Prüflinge
und ähnlichen Faktoren ab.
Es gibt ausgezeichnete Literatur, die hier
weiterhilft (z. B. VDE Nr. 62 „Prüfung elektri-
scher Geräte in der betrieblichen Praxis“)

Prüffristen. Es mag erstaunlich klingen (und es
wird auch oft das Gegenteil behauptet),  aber
es gibt keine festgelegten Prüffristen. Der
Unternehmer hat sie je nach den vor Ort vor-
handenen Gefährdungen, der Art der Geräte,
der Qualifikation des Bedienpersonals usw.
selbst zu  bestimmen. Er wird sich dabei in der
Regel an den Empfehlungen seiner prüfenden
Elektrofachkraft orientieren. Diese wiederum
kann (muss aber nicht) die Empfehlungen aus
der BGV A2 zu ihrer Entscheidungsgrundlage
machen. Im Ergebnis muss nur sichergestellt
sein, dass die Gefährdungen (mit deren Entste-
hen zu rechnen ist) rechtzeitig abgefangen wer-
den. Eine 100%ige Sicherheit kann es aller-
dings nicht geben – auch unmittelbar nach ei-
ner Prüfung kann es im Prüfling zu einem
gefährlichen Defekt kommen. 
Das Prüfen selbst und auch das Festlegen von
Prüffristen kann nie ein Maximum, sondern im-
mer nur ein Optimum von Sicherheit und Auf-
wand bedeuten.

Prüfung. Abgesehen von den Festlegungen in
der BetrSichV gibt es meines Wissens keine
gesonderten Festlegungen für das Prüfen von
Ex-Betriebsmitteln. Die BGV A2 grenzt aber
den Personenkreis generell auf Elektrofach-
kräfte (EF) und elektrotechnisch unterwiesene
Personen (EUP) ein. EUPs dürfen allerdings
nur unter Aufsicht einer EF ortsveränderliche
Geräte prüfen (Aufsicht heißt aber nicht Beauf-
sichtigung – eine stete Anwesenheit der EF ist
nicht gefordert) H. Tribius

Bestandsschutz
von Elektroanlagen

? Ich bin Nutzer einer Garage in einem Ga-
ragenhof. Die Elektroanlage wurde etwa

1985 mit Al-Leitung errichtet. Vor einem Jahr

wurde mir die Elektroinstallation abge-
klemmt, weil sie angeblich nicht mehr den
Vorschriften entsprach.
Besteht für diese Anlage wirklich kein Be-
standsschutz mehr?

! Wie in anderen Fällen, so entscheidet
auch hier der Eigentümer darüber, ob die

vorhandene Anlage weiter genutzt, instandge-
setzt oder erneuert wird. Dieser Grundsatz
resultiert aus der Tatsache, dass der Besitzer
jede Veränderung in seiner Anlage finanzieren
muss. Er trägt allerdings auch die alleinige
Verantwortung für Schäden, die Menschen,
Tiere und Sachwerte durch Mängel und Defek-
te erleiden, die durch Nichteinhaltung von Nor-
men bedingt sind und nicht oder nicht rechtzei-
tig beseitigt werden. In den zivilrechtlichen Be-
stimmungen im BGB und im Strafrecht sind
dazu klare Festlegungen getroffen worden.
Wird z. B. eine Wohnung oder wie in Ihrem Fal-
le eine Garage vermietet, so ist der Vermieter
gemäß § 536 des BGB verpflichtet, die ver-
mietete Sache dem Mieter in einem zu dem
vertragsgemäßen Gebrauche geeigneten Zu-
stand zu überlassen und sie während der Miet-
zeit in diesem Zustande zu erhalten. Das gilt
ganz allgemein und demzufolge auch für die
Elektroanlage, wenn sie zur Mietsache gehört. 
Auf zusätzliche juristische Fragen und Proble-
me, die z. B. entstehen, wenn das Gebäude
dem Vermieter und die Elektroanlage dem
Mieter gehört, soll hier nicht eingegangen wer-
den. Zu erwähnen ist hier, dass der Mieter den
Vermieter gemäß BGB § 537 auf Fehler auf-
merksam machen muss, die im Zuge der Nut-
zung entstehen und die die Tauglichkeit der
Mietsache aufheben oder mindern.

Weiternutzung von vorheriger Prüfung abhän-
gig machen. Elektroanlagen unterliegen wie al-
le anderen Anlagen und Einrichtungen einem
Verschleiß, sodass Fehler und Mängel im Lau-
fe der Zeit entstehen können. Sie äußern sich
nicht in jedem Fall dadurch, dass Anlagenteile
ausfallen, können aber vor allem die Sicherheit
beeinträchtigen. Ein Laie kann diese nicht fest-
stellen. Er darf zum anderen keine Eingriffe und
Veränderungen an der Anlage vornehmen. In
der Regel ist der Vermieter/Eigentümer keine
Elektrofachkraft. Um der eigenen Verantwor-
tung gerecht werden zu können und sicher zu
gehen, dass keine Mängel vorliegen, ist er auf
das fachliche Urteil eines zugelassenen
Elektroinstallationsbetriebes bzw. einer ent-
sprechenden Prüfstelle angewiesen. Dazu ist
eine Prüfung an Ort und Stelle auf der Grundla-
ge der Normen Voraussetzung, die vom Eigen-
tümer zu veranlassen und zu finanzieren ist.

Fünf Kriterien bieten Gewähr für Bestands-
schutz. Soll eine alte Anlage ohnehin durch ei-
ne Neuinstallation ersetzt werden, so ist eine
Prüfung nicht erforderlich. Ansonsten ist sie
unverzichtbar. Gegen eine Weiternutzung be-
stehen aus fachlicher Sicht keine Einwände,
wenn sie mit folgendem Ergebnis endet:

1.Die zum Zeitpunkt der Errichtung geltenden
Normen wurden eingehalten. 
In Ihrem Falle waren DDR- und Fachbereich-
standards der Elektrotechnik verbindlich,
die hier im Detail nicht aufgeführt werden
können.

2. In neueren Normen oder von dazu berechtig-
ten Institutionen wurden keine Forderungen
oder Empfehlungen zur Nachrüstung erho-
ben.
Im Beiblatt 2 zu DIN VDE 0100 liegen spe-
ziell für Garagen solche Forderungen nicht
vor [1]. Da Anlagen in der DDR von Ausnah-
men abgesehen generell mit Al-Leitungen
errichtet wurden, wird ein Auswechseln
nicht zwingend gefordert.

3.Es dürfen keine sicherheitstechnischen
Mängel vorliegen, z. B. durch physischen
Verschleiß nicht mehr brauchbare Leitun-
gen, unsichere Anschlüsse und Klemmver-
bindungen.

4.Es dürfen nachträglich keine norm- oder
standardwidrigen Veränderungen erfolgt
sein.
Solche Möglichkeiten sind vor allem dort
nicht auszuschließen, wo Laien in Eigenini-
tiative an den Anlagen tätig geworden sind.

5.Die äußeren Bedingungen müssen gleich
geblieben sein. 
So dürfen z. B. keine Einbauten erfolgt sein,
die andere sicherheitstechnische Anforde-
rungen stellen und andere Schutzmaßnah-
men erfordern, die in der Anlage nicht vorge-
sehen sind.

Auch wenn das eine oder andere Kriterium
nicht erfüllt ist, so muss nicht in jedem Falle
eine Neuinstallation erfolgen. Wird durch In-
standsetzungsmaßnahmen der ursprüngliche
Zustand wieder hergestellt, dann kann die al-
te Anlage selbstverständlich belassen werden
[2][3][4].
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Dreipoliger Verbraucher
hinter 4-poliger FI-Schutz-
einrichtung (RCD)

? Ein Kunde wünscht, einen Frequenzum-
former (Anschluss 3-polig/Fabrikat

Danfoss) über einen FI-Schutzschalter zu be-
treiben (TN-S-System). Um die Funktion zu
gewährleisten, müsste ja auf alle Fälle ein 4-
poliger allstromsensitiver FI-Schutzschalter
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